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Die Eigentumsordnung im Euratom-Vertrag
Dr. Gerhard, Sdinorr, Köln

V ielleicht is t es e tw as gew ag t, unseren w irtschaftlich  in teressierten  Lesern e in e  juristisch e  
A bh an dlu n g  über den  E igen tum sbegriff in  d er  E uratom  an zu b ieten . A ber e in m al fin den  
d ie  w irtschaftlich  spezie ll In teressierten  in  diesem  H eft auch ein e D arstellung d e r  w ir t­
schaftlichen F unktionen d ieser europäischen G em einschaft, von  d e r  in  d er Ö ffen tlichkeit 
so selten d ie  R ede ist. Zum anderen  d ü rfte  d iese A bh an dlu n g ein  Schulbeispiel d a fü r  
sein , w ie R ech tsbegriffe unter w irtschaftlichem  Z w ang m it neuem In h a lt au sgesta tte t 
w erden  können. D iese E igentum sordnung d e r  EAG  is t ein  P rä ju d iz  da fü r , d a ß  d a s  E igen­
tum  hinsichtlich des B esitzes  — hier h an delt es sich nur um das E igentum  eines besonderen  
spa ltbaren  M aterials  — und hinsichtlich d er V erfügung durchaus getren n t w erden  kann, 
ohne gegen  den  verfassungsrechtlichen E igen tum sbegrif f  zu  verstoßen , denn  es lieg t kein  
unzu lässiger E in griff in  den  Schutz des P riva teigen tum s vor. D ieser E igen tu m sbegriff  
h a t auch keinerlei ideologische H intergründe. Es scheint uns jedoch  zw eckm äßig , w enn  
sich g erade  auch der fF irtschaftler m it d ieser R ech tsfigur d e r  EAG  b efaß t, d ie  zw eife llo s  
ein  Unikum darstellt.

N adi Art. 86 des V ertrages zur Gründung der Euro­
päisdien Atomgemeinschaft (EAG-Vertrag) stehen 

die besonderen spaltbaren Stoffe, die sidi auf den 
Territorien der sechs M itgliedstaaten‘) befinden und 
den Sidierheitsvorsdiriften des EAG-Vertrages unter­
liegen, im ausschließlichen Eigentum der Europäischen 
Atomgemeinschaft (EAG). Es ist dabei gleidigültig, 
ob diese Stoffe von einem M itgliedstaat selbst oder 
von einem Unternehmen in einem M itgliedstaat 
erzeugt oder ob sie in das Gebiet dieses M itglied­
staates eingeführt werden. Da dieses Eigentumsredit 
sdion bei den vorbereitenden Verhandlungen zum 
EAG-Vertrag einer der um strittensten Punkte war 
und seine rechtliche und w irtsdiaftlidie Tragweite 
auch heute nodi wenig erörtert ist, erscheint es erfor- 
derlidi, einiges zu seiner Klärung beizutragen.

D A S A USM A SS DES EIGENTUMS

Das Eigentum der EAG besteht w eder an allen M ate­
rialien zur Erzeugung von Kernenergie sdiledithin 
noch an allen besonderen spaltbaren Stoffen in den 
M itgliedstaaten. Es ist vielm ehr folgenden Begren­
zungen hinsiditlidi seines Ausmaßes unterworfen;

D i e  b e s o n d e r e n  s p a l t b a r e n  S t o f f e

Das Eigentum der EAG beschränkt sich auf die be­
sonderen spaltbaren Stoffe. Diese sind in der Legal­
definition des Art. 197 Nr. 1 EAG-Vertrag teils aus­
drücklich genannt, teils nadi allgemeinen M erkmalen 
umsdirieben. Zu den nam entlidi genannten beson­
deren spaltbaren Stoffen gehören das Plutonium 239 
(Pu239), das Uran 233 (Û ŝ) und das mit Uran 233 
und/oder Uran 235 angereicherte Uran 238 (Û ^®), so­
w eit das V erhältnis der Summe dieser beiden Isotope 
zu dem Isotop 238 über dem V erhältnis liegt, das das 
Isotop 235 zu dem Isotop 238 im natürlidien Uran 
bildet. Da die Mischling von Û ®̂ und Û ®̂ im natür­
lichen Uran stets 0,7®/# zu 99,282 Vo beträgt, entsteht

B elg ien , B undesrepublik  D eutschland, Frankreidi, Ita lien , Luxem ­
burg, N ied erlan de e in sd iließ lid i ihrer außereuropäischen H oh eits­
g eb ie te , vor  allem  also  der fran zösisd ien  überseeischen  D eparte­
m ents.^

das Eigentum der EAG an  angereichertem Uran nur 
unter der Voraussetzung der Formel;

U233 4- U235
> 0,7

U238 '  99,282
Nach allgem einen M erkmalen umschrieben, fallen 
unter das Eigentum der EAG ferner alle anderen Er­
zeugnisse, die eines oder m ehrere der soeben genann­
ten Isotope enthalten. N adi dem gegenw ärtigen Stand 
der Technik kommen hierfür vor allem in Betradit: 
mit U®33 angereidiertes Thorium, mit Plutonium an­
gereichertes Û ää sowie alle organischen und anorgani- 
sdien Verbindungen und Legierungen der besonderen 
spaltbaren Stoffe. Da w eiter im K ernreaktor Û =̂ nur 
zu 10—20®/o verbrannt wird und sich gleichzeitig aus 
dem vorhandenen Û®® Pû ®* bildet, stellen mithin audi 
die sog. Abfallprodukte mit besonderen spaltbaren 
Stoffen angereidiertes Uran dar, das im Eigentum der 
EAG verbleibt. Die physikalische K ettenreaktion löst 
also eine „Kettenreaktion" der Eigentumsbildung aus. 
Typisdi ist für alle diese Stoffe, daß sie in  der N atur 
nicht Vorkommen, sondern künstlidi hergestellt w er­
den, sei es durch Absorption von Neutronen, durch 
physikalisdie Anreicherung oder durch diemische 
Verbindung. Die in  der N atur vorkommenden Erze 
und spaltbaren Ausgangsstoffe, die — wie vor allem 
Thorium 232 und Uran 238 — die H erstellung des 
besonderen spaltbaren M aterials erst ermöglichen, 
stehen nicht im Eigentum der EAG, audi wenn sie 
sich in chemisch reinem Zustand befinden. Auf sie 
sind vielm ehr die Eigentumsordnungen der einzelnen 
M itgliedstaaten anwendbar. Das hat die wichtige 
Folge, daß an den nationalen bergreditlichen Eigen­
tum sregelungen durdi den EAG-Vertrag nidits ge­
ändert worden ist. Auch das für die Anreicherung 
von Û ä® widitige Ausgangsgas U ranhexafluorid un ter­
steht der staatlid ien  Eigentumsordnung.

E i n s c h r ä n k u n g e n  d e s  E i g e n t u m s r e c h t s

W erden im Laufe der wissenschaftlichen Forschung 
neue besondere spaltbare Stoffe entdeckt, so fallen 
sie nicht automatisch in das Eigentum der EAG. Das 
folgt aus Art. 197 Nr. 1 EAG-Vertrag, der den Rat

124 1961/III



Sdinorr: Die Eigentiimsordnung im Euratom-Vertrag

ermächtigt, auf Vorschlag der Kommission w eiteres ■ 
radioaktives M aterial mit Ausnahme der Ausgangs­
stoffe durch qualifizierte M ehrheit zu besonderen 
spaltbaren Stoffen zu erklären. Neu entdeckte spalt­
bare Stoffe w erden also erst durch konstitutiven Akt 
zu besonderen spaltbaren Stoffen im Sinne des EAG- 
Vertrages. Vorher sind sie es nicht und können folg­
lich nicht im Eigentum der EAG stehen, da für dieses 
nach Art. 86 die Eigenschaft als besonderer spaltbarer 
Stoff vorausgesetzt wird. Insofern muß man zwei 
verschiedene Formen des Eigentums unterscheiden: 
Das ex lege bestehende Eigentum an den bei Inkraft­
treten des EAG-Vertrages am 1. Januar 1958 bekann­
ten besonderen spaltbaren Stoffen und das konsti­
tutiv nach Gattungsmerkmalen begründete Eigentum 
an später entdeckten besonderen spaltbaren Stoffen. 
Eine weitere Einschränkung erleidet das Eigentums­
recht der EAG dadurch, daß auch die besonderen 
spaltbaren Stoffe nicht schlechthin im Eigentum der 
EAG stehen, sondern nur insoweit, als den Organen 
der EAG die Sicherheitsüberwachung über sie zusteht. 
Diese erstreckt sich jedoch nur auf die friedliche V er­
wendung der Kernenergie, sie umfaßt nicht ihre mili­
tärische Nutzung (Art. 84 EAG-Ver'trag). W ird dem­
nach besonderes spaltbares M aterial von dem H er­
stellerbetrieb an militärische Stellen verkauft, so 
scheidet es damit automatisch aus dem Eigentum der 
EAG aus. Es w ird dadurch aber nicht von jeder Kon­
trolle frei, sondern unterliegt nunmehr den beson- 

' deren Bestimmungen der Protokolle Nr. HI und IV 
zum Vertrag über die Gründung der W esteuropäi­
schen Union.

Eigentum der EAG entsteht gemäß Art. 75 letzter Satz 
auch dann nicht, wenn die besonderen spaltbaren 
Stoffe nur zum Zwecke der Aufbereitung, Umwand­
lung oder Umformung in das Gebiet des Gemein­
samen Marktes gelangen und unm ittelbar nach ihrer 
Bearbeitung reexportiert werden.

Sdiließlich findet das Eigentum der EAG an den be­
sonderen spaltbaren Stoffen seine Schranke am Eigen­
tum von Lieferanten aus dritten, n id it zur EAG ge­
hörenden Staaten. Diese Möglichkeit ist im EAG- 
Vertrag nicht ausdrücklich berücksichtigt. Da aber der 
Eigentumsbegriff juristisch unteilbar ist, versteht es 
sich von selbst, daß die EAG kein Eigentum erwirbt, 
wenn ein dritter Staat oder ein Lieferant aus einem 
dritten Staat besonderes spaltbares M aterial in den 
Gemeinsamen M arkt zur Nutzung liefert, sich aber 
das Eigentum daran vorbehält. Dieser Fall könnte 
vor allem für Lieferungen aus den USA von Bedeu­
tung werden, da nach dortigem Recht alle besonderen 
spaltbaren' Stoffe ausschließlich im Staatseigentum 
stehen (Sec. 52 des Atomic Energy A ct 1954). A ller­
dings haben die USA in ihrem Abkommen mit der 
EAG über die Zusammenarbeit bei der friedlichen 
Verwendung der Atomenergie vom 8. November 1958 ®)
*) Ebenso E r r e r a - S y m o n - v a n  d e r  M e u l e n - V e r -  
n a e v e :  .Euratom", 1958, S. 164 Fußnote 3j V e d e l :  ,Le  
Régime de Propriété 'dans le  Traité d' Euratom*, in: A nnuaire  
Français de Droit International 1957 S. 591.
>) Am tsbl. Europ. G em einschaften 1959 S. 312 ff.

auf ihr Eigentum an den besonderen spaltbaren Stof­
fen verzichtet, soweit für diese das Eigentum der 
EAG gemäß dem EAG-Vertrag begründet wird (Art. 
III C des Abkommens).

U n g e r e g e l t e  E i g e n t u m s v e r h ä l t n i s s e

Nicht geregelt sind die Eigentumsverhältnisse für den 
Fall, daß besonderes spaltbares M aterial lediglich, 
zum Zwecke der Aufbereitung, der Umwandlung oder 
der Umformung aus dem Gemeinsamen M arkt in 
dritte Staaten ausgeführt wird, um unm ittelbar nach 
der Bearbeitung reim portiert zu werden. Es entsteht 
die Frage, ob der EAG während der Zeit der Bearbei­
tung das Eigentum verlorengeht und mit der Rück­
führung des besonderen spaltbaren M aterials neu b e­
gründet wird oder ob es von vornherein bestehen 
bleibt. Sie ist deswegen von praktischer Bedeutung, 
weil Großbritannien in dem Abkommen mit der EAG 
über Zusammenarbeit bei der friedlichen Verwendung 
der Atomenergie vom 4. Februar 1959 )̂ die Verpflich­
tung übernommen hat, gebrauchten Brennstoff aus 
den Gemeinschaftsländern in Großbritannien aufarbei­
ten zu lassen und sodann an die Gemeinschaft zurück­
zugeben (Art. XI Nr. 1̂—3 des Abkommens). Man 
w ird aus der bereits erwähnten Vorschrift des Art. 75 
letzter Satz EAG-Vertrag, wonach die bloße Aufberei­
tung fremden M aterials innerhalb der Gemeinschaft 
kein Eigentum der EAG begründet, den allgemeinen 
Rechtsgrundsatz herzuleiten haben, daß die bloße 
Aufbereitung von besonderen spaltbaren Stoffen ohne 
eigene Nutzung die Eigentumsverhältnisse nicht 
ändert. Das bedeutet: Ebensowenig w ie der außer­
halb des Gemeinsamen M arktes stehende Lieferant 
sein Eigentum verliert, wenn er besonderes spaltbares 
M aterial in den M itgliedstaaten der Gemeinschaft 
aufbereiten und dann reexportieren läßt, ebensowenig 
büßt die EAG ihr Eigentum ein, wenn sie besonderes 
spaltbares M aterial lediglich zum Zwecke der Auf- 
bereiitung in dritte Länder versendet. Die britische 
Atomenergiebehörde wird daher an den nach Art. XI 
Nr. 1—3 des oben genannten Abkommens vorüber­
gehend nach Großbritannien versandten Kernbrenn­
stoffen nicht die ihr sonst zustehenden Eigentums­
rechte geltend machen könnenj das Eigentum bleibt 
vielm ehr bei der EAG.

DIE RECHTSNATUR DES EIGENTUMS

Das Eigentum der EAG an den besonderen spaltbaren 
Stoffen unterscheidet sich vom herkömmlichen Eigen­
tumsbegriff der nationalen Rechtssysteme entschei­
dend dadurch, daß es ein  rein formales Eigentum 
ohne wirtschaftliche V erw ertbarkeit ist. Es findet 
eine strenge Trennung zwischen dem formal Eigen­
tumsberechtigten und dem wirtsdiaftlich Verfügungs­
berechtigten statt, und die Eigentümerstellung zieht 
nicht — wie etwa nach § 903 BGB — die Verfügungs­
berechtigung nach sich. Georges Vedel spricht daher 
zutreffend von einem bisher unbekannten Eigentums­
begriff, den er „propriété dépatrimonialisé" nennt.®)
') A m tsb l. Europ. G em einschaften  1959 S. 331 ff.
“) V e d e l  a. a. O . S . 594.
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Das Eigentum der EAG ist ferner ein bloßes Buch­
eigentum, da es nicht durch wirklichen Besitz an den 
Kernbrennstoffen, sondern nur durch das sog. Finanz­
konto nach Art. 88, 89 EAG-Vertrag ausgewiesen wird. 
Um das zu verstehen, erscheint es notwendig, auf 
einige Einzelbestimmungen näher einzugehen.

D a s  N u t z u n g s  - u n d  V e r b r a u c h s r e c h t

In Art. 87 wird ausdrücklich bestimmt, daß die M it­
gliedstaaten, Personen oder Unternehmen, die ord­
nungsgemäß in den Besitz der besonderen spaltbaren 
Stoffe gelangt sind, das unbeschränkte Nutzungs- und 
Verbrauchsrecht an ihnen haben, soweit nicht V er­
pflichtungen aus dem EAG-Vertrag, insbesondere be­
züglich der Sicherheitsüberwachung, des Bezugsrechts 
der A gentur und des Gesundheitsschutzes, entgegen­
stehen. Diese Vorschrift ist der Kern der gesamten 
Eigentumsregelung im EAG-Vertrag: Die unum ­
schränkte Verfügungsmacht im rechtlichen wie im ta t­
sächlichen Sinne folgt nicht dem Eigentum, sondern 
dem tatsächlichen Besitz an den besonderen spalt­
baren Stoffen, vorbehaltlich natürlich des ordre public, 
der sich aus den besonderen Sicherheitsvorkehrungen 
ergibt. Sie umfaßt sowohl den Kauf und Verkauf als 
auch die Belastung, die tatsächliche Nutzung und den 
tatsächlichen Verbrauch des Kernbrennstoffs. Ent­
scheidend ist nun in diesem Zusammenhang, daß 
dieses' Besitz- und Verfügungsrecht nach den V or­
schriften des EAG-Vertrages nur von der Agentur, 
die rechtlich und finanziell von der EAG getrennt ist, 
und durch Vermittlung der A gentur von den Mit­
gliedstaaten, einzelnen Personen und Unternehmen 
ausgeübt werden kann. (Vgl. im einzelnen Art. 53 ff. 
EAG-Vertrag). Die EAG selbst kann für ihre eigenen 
Forschungszwecke nicht frei über die besonderen 
spaltbaren Stoffe verfügen, obwohl sie deren Eigen­
tümerin ist, sondern muß sich zu diesem Zweck der 
Agentur bedienen. Eigentümer und Verfügungsberech­
tigter können also niemals identisch sein. Sie sind 
stets zwei getrennte Rechtssubjekte.

F i n a n z k o n t o  d e r  b e s o n d e r e n  s p a l t b a r e n
S t o f f e

Von der wirtschaftlichen Seite aus gesehen bedeutet 
das, daß jeder aus der Verfügung über besondere 
spaltbare Stoffe herrührende W ertzuwachs und eine 
ebensolche W ertm inderung nicht dem Eigentümer an 
diesen Stoffen, also nicht der EAG selbst, sondern 
dem jeweiligen Besitz- und Verfügungsberechtigten 
zuzurechnen ist. Die EAG hat außer dem formalen 
kein wertmäßiges Eigentum. Dies wird bestätigt durch 
die in Art. 88, 89 EAG-Vertrag vorgeschriebene Er­
richtung eines „Finanzkontos der besonderen spalt­
baren Stoffe“, das im Namen der Gemeinschaft bei 
der A gentur geführt wird. Das Finanzkonto hat zwei 
Aufgaben: Es soll einmal den jeweiligen Eigentums­
bestand der EAG buchmäßig festhalten, und es soll 
zum anderen in Form einer Bilanz gewährleisten, daß 
der wirtschaftliche W ert dieses Eigentums für die 
EAG stets ausgeglichen, d .h . Null ist. Das geschieht 
dadurch, daß jede erzeugte, eingeführte oder durch

die A gentur zur Verfügung gestellte Menge an be­
sonderen spaltbaren Stoffen durch eine doppelte Buch­
führung nach Debitoren und Kreditoren wertmäßig 
erfaßt wird.
Am besten läßt sich dieser Vorgang an einem prak­
tischen Beispiel verdeutlichen: Das Unternehmen A 
erzeugt angereichertes Û ŝ im W erte X, das ihm von 
der A gentur zur eigenen Verwendung überlassen 
wird. In diesem Falle spielen sich zwei Buchungsvor­
gänge ab: a) Dem Unternehmen A als dem Erzeuger 
wird der W ert X gutgeschrieben! zugleich wird die 
EAG mit dem erzeugten W ert X belastet, b) Gleich­
zeitig w ird das Unternehmen A auf Grund der Über­
lassung zur eigenen Verwendung m it dem W ert X 
belastet und dieser W ert der EAG gutgeschrieben. 
Das Finanzkonto ist also ausgeglichen. Der W ert des 
Eigentums ist für die EAG infolge ihrer gleichzeitigen 
Schuldner- imd Gläubigersituation gleich Null.
Nehmen wir jetzt an, das Unternehmen A verkauft 
unter Zwischenschaltung der A gentur das von ihm 
erzeugte angereicherte Û ®̂ im W erte X an das Unter­
nehmen B. In diesem Falle spielen sich wiederum 
zwei Buchungsvorgänge ab: a) Dem Unternehmen A 
als dem Erzeuger wird der W ert X gutgeschrieben, 
und die EAG wird mit diesem W ert belastet, b) Zu­
gleich wird das Unternehmen B auf Grund der Über­
lassung mit dem W ert X belastet und dieser W ert 
der EAG gutgeschrieben. Auch hier entsteht für die 
EAG ein ausgeglichenes Konto mit dem W ert Null. 
Aber es ergibt sich ein Saldo im W erte X ith V er­
hältnis zwischen den Unternehmen A und B. Das be­
deutet, daß der W ertausgleich, d. h. die Bezahlung 
des überlassenen M aterials unm ittelbar von B an A, 
nicht aber an den eigentlichen Eigentümer, die EAG, 
zu erfolgen hat, da diese ja  keinen W ertverlust 
erlitten hat.
W ir gehen noch einen Schritt w eiter: Das U nterneh­
men B verkauft die Abfallprodukte des von ihm im 
Reaktor verw endeten Û ^̂ , die u. a. noch ungespal­
tenes Û2® und neu entstandenes Pû ^® enthalten, zum 
W erte Y an das Unternehmen C zwecks chemischer 
Aufbereitung. Je tzt ist der Buchungsvorgang folgen­
der: a) Dem Unternehmen B wird der erzeugte W ert Y 
gutgeschrieben und die EAG mit ihm belastet, 
b) Gleichzeitig wird das Unternehmen C mit dem 
W ert Y belastet, und der HAG wird dieser W ert gut- ' 
geschrieben. Auch hier entsteht w iederum  nur ein 
auszugleichender Saldo zwischen B und C, nicht aber 
zwischen diesen Unternehmen und der EAG. Das 
gleiche Verfahren w ird angewandt, wenn die Agen­
tur von ihrem Bezugsrecht nach Art. 57 EAG-Vertrag 
Gebrauch macht und besondere spaltbare Stoffe zur 
Lagerung oder W eiterveräußerung aufkauft. In die­
sem Falle ist in den obigen Beispielen an Stelle der 
Unternehmen B bzw. C die A gentur einzusetzen.

E i g e n t u m  ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e r  N a t u r

Die wichtige Erkenntnis, die wir aus diesem Buchungs- 
system zu ziehen haben, ist die, daß die EAG selbst 
an der wirtschaftlichen Nutzung der Atomenergie
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trotz ihres formellen Eigentums nicht beteiligt ist. 
Der von den Gegnern dieser Eigentumsregelung ins 
Feld geführte Einwand, die EAG werde zu einem 
■übernationalen wirtschaftlichen Unternehmen gestem­
pelt, trifft daher nidit zu. Der W ertausgleich über 
das Finanzkonto und die reditlidie und finanzielle 
Trennung der mit dem Umsatz von besonderem spalt­
baren Material betrauten Agentur von der EAG lassen 
erkennen, daß die EAG selbst auf rein öffentliche 
Aufgaben ohne w irtsdiaftlidien Charakter besdiränkt 
ist. Damit gelangen wir aber zugleidi zu dem Ergeb­
nis, daß das Eigentum der EAG im Sinne der Art. 86 ff. 
EAG-Vertrag kein Eigentum im üblidien privatredit- 
lidien Sinne ist, da zu diesem seine wirtschaftlidie 
Verwertbarkeit gehört, die dem EAG-Eigentum gerade 
fehlt. Es handelt sidi vielm ehr um ein besonderes 
Eigentum öffentlich-rechtlicher Natur, das bestimmten 
öffentlidien Zwe'dcen dient.

DAS EAG-EIGENTUM IM LICHTE DER DOGMATIK  
VOM  EIGENTUM

Bei den Vorarbeiten zum EAG-Vertrag wurde die 
Notwendigkeit, das Eigentum an den besonderen 
spaltbaren Stoffen der EAG zu überlassen, einmal 
damit begründet, daß sidi die USA schwerer bereit 
finden würden, der EAG Kernbrennstoffe zur Verfü- 
guiig zu stellen, wenn diese im Gemeinsamen M arkt 
in Privateigentum üb ergingen j denn die USA halten, 
wie sdion oben betont wurde, strikt am Staatseigen­
tum an den Kernbrennstoffen fest. Zum anderen 
wurde argumentiert, daß es die Gefährlidikeit des 
besonderen spaltbaren M aterials nicht erlaube, daß 
dieses über eine Vielzahl privater Eigentümer ver­
streut werde. Die erforderlidie Sicherheit sei nur ge­
geben, wenn es im Eigentum der EAG vereinigt 
bleibe. Die politische Frage der Beziehungen zu den 
USA interessiert in diesem Zusammenhang weniger, 
da sie durdi zwei Abkommen zwischen der EAG und 
den USA vom 29. Mai/19. Juni 1958 (Amtsbl. Europ. 
Gemeinschaften 1959 S. 309 ff) und vom 8. Novem­
ber 1958 (Amtsbl. Europ. Gemeinschaften 1959 S. 312 ff.) 
gelöst worden ist.

D i e  S i c h e r h e i t s f u n k t i o n  d e s  E A G - E i g e n t u m s

Problematisch ist dagegen die dem Eigentum vom 
EAG-Vertrag unterstellte, Sicherheitsfunktion. Man 
muß sidi fragen, ob ein in seiner Substanz so weit 
ausgehöhltes Eigentum, wie es das Eigentum der EAG 
an den besonderen spaltbaren Stoffen ist, überhaupt 
noch imstande sein kann, Sicherheit gegen den Miß- 
braudi dieses gefährlidien M aterials zu gewährlei­
sten, zumal es ja  nicht die einzige Quelle von Sicher­
heitsvorkehrungen ist, sondern daneben nodi die 
spezifischen Sicherheitsvorschriften des EAG-Vertra­
ges einerseits ’) und des nationalen Redits anderer­
seits bestehen. Trotzdem ist diese Frage zu bejahen. 
Die Sidierheitsvorsdiriften des EAG-Vertrages betref­
fen nur die an sich erlaubte Verwendung von Kern-
•) Zur V orgesdiichte im  e inzeln en  v g l. V e d e l  a. a, O. S 586 ff. 
') Art, 30 ff. über den G esundheitsschutz, Art, 77 ff. über d ie  
Sidierheitskontrolle.

brennstoff durdi die M itgliedstaaten, durch einzelne 
Personen oder durdi Unternehmen. Dagegen enthält 
der EAG-Vertrag keine speziellen Sanktionen gegen 
Personen oder Unternehmen, die von vornherein 
unbefugt in den Besitz von Kernbrennstoffen gelangt 
sind oder die Kernbrennstoffe zu mißbräuchlichen 
Zwedsen verwenden. Man denke etwa an den ex­
tremen Fall, daß jem and besonderes spaltbares 
M aterial bezieht, um es illegal an die Ostblockstaaten 
zu m ilitärisdien Zwecken weiterzugeben. Den Organen 
der EAG fehlen die Zuständigkeiten, um einen solchen 
unerlaubten Besitz mit hoheitlichen Zwangsmaßnah­
men zu verhindern. Diese Lücke wird nun durch das 
Eigentumsrecht der EAG ausgefüllt, indem diese auf 
Grund des dem Eigentum immanenten Vindikations- 
ansprudis den unerlaubten oder zu mißbräuchlichen 
Zwedien erlangten Besitz herausverlangen kann. Das 
Eigentum der EAG an besonderen spaltbaren Stoffen 
erfüllt mithin die wichtige Aufgabe, die Lücken in 
der Zuständigkeitsregelung des EAG-Vertrages zu 
sdiließen, soweit dies im Interesse der Sicherheit ge­
boten erscheint. In den Fällen, in denen die EAG 
nicht die Möglichkeit hat, mit hoheitlichen Mitteln 
gegen die mißbräuchliche Verwendung von Kern­
brennstoff einzusdireiten, kann sie dies auf Grund 
ihrer Eigentümerstellung tun, indem sie von ihrem 
Vindikationsanspruch Gebrauch macht und dem miß­
bräuchlichen Besitzer die Nutzungsrechte entzieht. 
Daß die Eigentumsregelung somit eine nicht zu un ter­
schätzende Ergänzung der Zuständigkeitsvorschriften 
des EAG-Vertrages im Interesse der allgemeinen 
Sicherheit darstellt, liegt auf der Hand. Das Eigen­
tumsrecht der EAG ließe sich etwa mit dem ius 
eminens des Staates im 16. und 17. Jahrhundert ver­
gleichen. W ie dieses so tritt audi jenes nur bei ge­
wissen Notstandssituationen in Aktion. ®)

D e r  v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e  E i g e n t u m s s c h u t z

Dieser öffentlidie Zweck des Eigentums an den be­
sonderen spaltbaren Stoffen läßt erkennen, daß es 
sich in die zivilreditliche Dogmatik des Eigentums 
nicht einordnen läßt. Dies zu betonen, erscheint des­
wegen wichtig, weil die Eigentumsregelung im EAG- 
V ertrag heftigen Angriffen ausgesetzt war. Nament- 
lidi von deutscher Seite wurde ursprünglich behaup­
tet, das Eigentum der EAG verletze die verfassungs­
rechtliche Garantie des Privateigentum s nach Art. 14 GG. 
Es stelle einen Angriff auf die Prinzipien der Frei­
heit des Unternehmertums dar und huldige sozialisti­
schen Tendenzen. ”)
Davon kann jedoch nach der gegenwärtigen Eigen­
tumsregelung im EAG’V ertrag gar keine Rede sein. 
Vielmehr ist folgendes zu beachten; W ie auch immer 
man den verfassungsreditlichen Eigentumssdiutz ab­
grenzen mag, ob man ihm nur das Eigentum im 
zivilrechtlichen Sinne oder — wie es der heutigen 
Auffassung entspricht — alle Verm ögensredite und 
Vermögenswerten Interessen unterstellt, auf jeden

V gl. a u A  V e d e l  a. a. O . S. 596, der h ierfür den  „domaine 
ém inent" des A ncien  R égim e heranzieht.

V g l. zu d iesem  M einungsstreit V  e d e 1 a. a. O. S. 588
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Fall soll er die Verfügungsfreiheit des Rechtsinhabers 
gewährleisten. Der verfassungsrechtliche Eigentums­
schutz ist also auf die reale Beziehung zwisdien 
Rechtssubjekt und Reditsobjekt gemünzt. Er wird 
sinnlos für einen völlig abstrakten Eigentumsbegriff, 
der keinen sdiutzwürdigen wirtsdiaftlichen W ert ver­
körpert. Da nadi den obigen Darlegungen die Sub­
stanz des Eigentums an den besonderen spaltbaren 
Stoffen, nämlich die wirtschaftlidie Verfügungsmadit 
im rechtlichen und tatsächlichen Sinne, bei den pri­
vaten Besitzern und Benutzern des Kernbrennstoffs 
bleibt und der EAG nur ein rein formales Eigentum 
ohne wirtschaftlichen W ert zusteht, erscheint es ab­
wegig, in der Eigentumsregelung des EAG-Vertrages 
eine Enteignung im Sinne des Art. 14 GG zu sehen. 
Es ist daher nicht nötig, zur innerstaatlichen Recht­
fertigung des Eigentums der EAG auf den Gemein­
schaftsvorbehalt in Art. 14 GG oder gar auf die in 
Art. 15 GG vorgesehene Möglichkeit der Sozialisierung 
von Naturschätzen und Produktionsmitteln zurück­
zugreifen. Der verfassungsrechtliche Schutz des Pri­
vateigentum s paßt schon tatbestandsm äßig nicht auf 
den „Entzug“ des Eigentums an Kernbrennstoff durch 
die EAG. Es ist ja  schon lange die Tendenz zu be­
obachten, daß sich zumindest das industrielle Eigen­
tum immer m ehr von den Sachwerten löst und nur 
noch durch Vermögensrechte (Aktien, Anteile, For­
derungen) ausgedrückt wird, während der eigentlich 
über die Sachwerte Verfügungsberechtigte nicht ihr 
Eigentümer ist. Es besteht kein persönliches, quali­
tatives Verhältnis des Menschen zu seinem Eigentum 
mehr. Bei den Kapitalgesellschaften ist das augen­
fällig. Dieser Umschlag des Eigentums von Q ualität 
in  Q uantität w ird durch die Eigentumsordnung des 
EAG-Vertrages noch weitergeführt, indem die EAG 
nicht einmal m ehr ein in Vermögensrechten ausdrücäc- 
bares Eigentum an den besonderen spaltbaren Stoffen 
besitzt, sondern nur noch ein „Kalkulationseigentum" 
ohne vermögensrechtlichen W ert. Die wahre verm ö­
gensrechtliche wie sachbezogene Substanz des Eigen­
tums liegt dagegen bei den Nutzungsberechtigten, die 
formal nicht Eigentümer sind. W eder die Rechtswis­
senschaft noch die Wirtschaftswissenschaft kann an 
diesen grundlegenden Änderungen der Eigentums­
ordnung Vorbeigehen. Diese zeigen vielmehr, daß es 
so etwas wie eine Eigentumsontologie gibt, die zu 
einer N euorientierung der gesamten Dogmatik des 
Eigentums führen muß. Dies sei hier jedenfalls ange­
deutet, ohne im einzelnen näher ausgeführt werden 
zu können.

Bei dieser Sicht der Dinge wird deutlich, daß das 
Eigentum der EAG an den besonderen spaltbaren 
Stoffen keinerlei ideologischen H intergrund hat. Man 
kann weder von einer Sozialisierung der Kernbrenn­
stoffe noch von einer Aushöhlung der Prinzipien der 
M arktwirtschaft und der Unternehm erfreiheit spre­
chen. Dazu besitzt die EAG einen viel zu geringen 
Einfluß auf die tatsächliche Verwendung der Kern­
brennstoffe, zumal wenn man in Betracht zieht, daß 
die übrigen Vorschriften des EAG-Vertrages, nam ent­

lich die Art. 92 ff. über den Gemeinsamen M arkt auf 
dem Gebiet der Kernenergie, gerade die Gewährlei­
stung des marktwirtschaftlichen Prinzips bezwecken. 
Bei der Eigentumsregelung des EAG-Vertrages han-' 
delt es sich vielmehr lediglich um eine im Interesse 
des ordre public geschaffene „technique juridique" ‘“) 
ohne ideologische Hintergründe.

EAG-EIGENTUM U N D  INNERSTAATLICHES RECHT

Es erhebt sich schließlich die Frage, welche Bedeu­
tung das Eigentum der EAG an den besonderen spalt­
baren Stoffen für die Geltung und Anwendung des 
innerstaatlichen Rechts hat.

Z u s t i m m u n g s g e s e t z  n i c h t  v e r f a s s u n g s w i d r i g

Hinsichtlich des verfassungsrechtlichen Schutzes des 
Eigentums wurde schon im vorhergehenden Abschnitt 
dargelegt, daß in der Übertragung des Eigentums an 
Kernbrennstoffen auf die EAG keine unzulässige ent­
schädigungslose Enteignung der innerstaatlichen 
Eigentümer im Sinne des Art. 14 GG zu sehen ist. 
Daher ist auch das Zustimmungsgesetz vom 27. Juli 
1957 (BGBl. II, S. 753), m it dem der Bundestag den 
EAG-Vertrag und seine Eigentumsordnung gebilligt 
hat, nicht verfassungswidrig; denn ein unzulässiger 
Eingriff in den Schutz des Privateigentum s liegt 
nicht vor.

B G B  b e s c h r ä n k t  a n w e n d b a r

Im übrigen schweigt aber der EAG-Vertrag darüber, 
wie das Eigentum der Gemeinschaft an den beson­
deren spaltbaren Stoffen im einzelnen rechtlich zu 
behandeln ist. Daraus muß geschlossen werden, daß 
es im Prinzip dem jeweiligen Recht der einzelnen 
M itgliedstaaten (einschließlich des das Eigentum be­
treffenden internationalen Privatrechts) untersteht. 
Auf die in der Bundesrepublik D eutsdiland befind­
lichen besonderen spaltbaren Stoffe sind m ithin, nach 
dem Grundsatz der lex rei sitae die Vorschriften des 
BGB über das Eigentum anwendbar. Jedoch muß 
sorgfältig geprüft werden, ob einzelne dieser inner­
staatlichen Bestimmungen gegen den Sinn der Eigen- 
tumsordnung des EAG-Vertrages verstoßen und daher 
unanw endbar sind. Denn die Anwendung solcher 
durch die Eigentumsordnung des EAG-Vertrages aus­
geschlossener Vorschriften auf die besonderen spalt­
baren Stoffe durch staatliche Organe w äre V ertrags­
verletzung und Würde u. U. ein V erfahren gegen 
diesen Staat vor dem Europäischen Gerichtshof aus­
lösen. Die Anwendung folgender Vorschriften des 
deutschen Eigentumsrechts erscheint jedenfalls aus­
geschlossen oder eingeschränkt:
1. Die Eigentumsübertragung an den besonderen spalt­
baren Stoffen nach den §§ 929 ff. BGB ist nicht mög­
lich, solange die Übertragung im Geltungsbereich des 
EAG-Vertrages stattfindet. Da die EAG das aus­
schließliche Eigentum besitzt, kann dieses nicht über­
tragen werden. W enn besondere spaltbare Stoffe von 
einem Unternehmen an das andere veräußert werden.

So V  e d e 1 a. a. O . s. 588.
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findet mithin nur ein Besitzwedisel, nicht aber ein 
Eigentumswechsel statt. Auf ihn sind die Vorschrif­
ten über die Besitzübertragung (§§ 854 ff. BGB) anzu­
wenden.

Etwas anderes gilt aber, wenn Eigentum und Besitz 
an den besonderen spaltbaren Stoffen an Personen 
oder Unternehmen außerhalb des Geltungsbereichs, 
also etwa an militärische Stellen oder an Kernreak­
toren in Staaten außerhalb des Gemeinsamen M arktes, 
übertragen werden sollen. In diesem Fall ist eine 
volle rechtliche Eigentumsübertragung möglich, da 
— wie oben dargelegt w urde — in diesem A ugen­
blick die EAG ihr Eigentum verliert. Eine Besonder­
heit liegt aber darin, daß die Eigentumsübertragung 
infolge des bloßen Kalkulationseigentums der EAG 
nicht von dieser selbst, sondern vom Verfügungs­
berechtigten in der W eise vorgenommen wird, als ob 
er Eigentümer wäre. Die Eigentümerstellung des V er­
fügungsberechtigten ist also in diesem Falle fiktiv. 
Aber auch von diesem Grundsatz erscheint eine A us­
nahme erforderlich. Es muß als unzulässig angesehen 
werden, daß eine Person oder ein Unternehmen inner­
halb des Gemeinsamen M arktes lediglich das Eigen­
tum an Dritte überträgt, sich aber den Besitz an den 
besonderen spaltbaren Stoffen vorbehält. Das würde 
zu einer Umgehung des Zweckes des EAG-Eigentums, 
Mißbrauch zu verhüten, solange sich der Kernbrenn­
stoff innerhalb des Gemeinsamen M arktes befindet, 
führen. Eigentum und Besitz können daher nur ge­
meinsam aus dem Geltungsbereich des EAG-Vertrages 
herausgelangen. Die Vorschrift des § 930 BGB über 
das Besitzkonstitut ist unanwendbar.

ft
2. Der gutgläubige Eigentumserwerb an besonderen 
spaltbaren Stoffen innerhalb des Geltungsbereichs des 
EAG-Vertrages ist ebenfalls ausgeschlossen. Der Er­
werber von Kernbrennstoffen kann sich zur Begrün­
dung seines eigenen Eigentums nicht nach § 932 BGB 
darauf berufen, er habe nicht gewußt, daß diese 
Stoffe im Eigentum der EAG stehen. Den Ausschluß

des gutgläubigen Eigentumserwerbs erfordert der 
absolute Charakter der Eigentumsregelung im EAG- 
Vertrag, der jeden anderen Eigentumserwerb inner­
halb des Gemeinsamen M arktes ex lege ausschließt.

3. Schließlich ist auch die Verbindung oder V er­
mischung von besonderen spaltbaren Stoffen mit 
anderem  M aterial kein gültiger Erwerbstitel. Die 
§§ 947 und 948 BGB, die bei der Verbindung zweier 
Stoffe zu wesentlichen Bestandteilen oder bei ihrer 
untrennbaren Vermischung Miteigentum der bisheri­
gen Eigentümer der Ausgangsstoffe entstehen lassen, 
sind unanwendbar. Das folgt nicht nur aus dem be­
reits oben erörterten absoluten Charakter des EAG- 
Eigentums, sondern auch unm ittelbar aus Art. 197 Nr. 1 
EAG-Vertrag, der jedes Erzeugnis, in dem besondere 
spaltbare Stoffe — ob trennbar oder nicht — enthal­
ten sind, selbst zu einem besonderen spaltbaren Stoff 
erklärt. In diesem Falle entsteht A lleineigentum der 
EAG an der gesamten Verbindung oder Vermischung. 
Praktisch kann dies von Bedeutung werden bei der 
Anreicherung von Û *® im W ege der Gasdiffusion und 
beim homogenen Kernreaktor, bei dem Kernbrenn­
stoff und M oderatorm aterial eine Mischung dar­
stellen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß der EAG- 
V ertrag eine neue Form des Eigentums geschaffen 
hat, die sich mit den traditionellen Kategorien des 
Privateigentum s oder des sozialisierten Eigentums 
kaum hinreichend kennzeichnen läßt. Es ist ein der 
Verfügungsmacht völlig entledigtes, formales öffent­
liches Eigentum, dessen einziger Zweck darin besteht, 
durch die ihm innewohnende Vindikationsmöglichkeit 
ein mißbräuchverhütendes ius eminens zu schaffen, 
während die volle — eigentumsähnliche — Verfü­
gungsgewalt beim tatsächlichen Gewalthaber über die 
gefährlichen Kernbrennstoffe liegt. Der damit unter­
nommene Versuch, Rechtsordnung und technischen 
Fortschritt in das richtige Größenverhältnis zu setzen, 
verdient jedenfalls Beachtung.

Wadistumsrate der Investitionen
(in «/.)

B e r i c h t i g u n g :  In cier AbhancJiung von Prof. Dr. 

Otto H. E h r l i c h  - New York: „Unvollkommene

Synchronisierung zwischen den VolkswirtscJiaften W est­

europas und der USA", im Februarheft, ist ein bedauer­

liches drucktecäinisciies Versehen unterlaufen. In der 

Tabelle „Watäistumsrate der Investitionen" auf S. 73 sind 

die Minus-Zeichen fortgefallen. Es . muß also heißen:

Land J.-D .
1950— 1956 1957 1958 1959

ö s te r r e id i 10,5 6,7 5,1 _
Belgien 4,3 5,7 —9,3 —

Dänemark —0,9 8,6 —9 ,i 23.4
Frankreich 13.21) 9,0 2,8 —5,0
W estd eu tsd iland 13,6 2,3 0,4 8.3
Ita lien 10,5 8,2 1,8 8.5
N ied erlan de 5,4 5,7 — 17,2 15,4
N orw egen 5,1 —0,8 0.8 —4,6
S diw eden 7,1 7,1 2,3 8,0
G roßbritannien 10,1 3,9 —3.8 6,7
USA
1) 1954— 1956.

2,0 —4,1 — 11.3 6,1
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